
REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 
 
 
 

DIE REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 
 
Auf Vorschlag des Ministerpräsidenten, zuständig für internationale Beziehungen; 
 
Nach Beratung, 
 
Beschließt: 
 
 
Der Ministerpräsident, zuständig für internationale Beziehungen, wird damit beauftragt, 

dem Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft den Dekretentwurf mit folgendem 
Wortlaut vorzulegen: 
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DEKRETVORENTWURF ZUR ZUSTIMMUNG ZU DEM ZUSATZPROTOKOLL ZUR EURO-
PÄISCHEN CHARTA DER KOMMUNALEN SELBSTVERWALTUNG ÜBER DAS RECHT AUF 

MITWIRKUNG AN DEN ANGELEGENHEITEN DER KOMMUNALEN GEBIETSKÖRPER-
SCHAFTEN, GESCHEHEN ZU UTRECHT AM 16. NOVEMBER 2009 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

INHALTSANGABE 
 

Durch dieses Dekret wird einem völkerrechtlichen Vertrag zugestimmt. 
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BEGRÜNDUNG 
 
 

ALLGEMEINE ERLÄUTERUNGEN 
 
Bei dem Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung 

über das Recht auf Mitwirkung an den Angelegenheiten der kommunalen Gebietskörper-
schaften, geschehen zu Utrecht am 16. November 2009, handelt es sich um einen „gemisch-
ten Vertrag“ im Sinne von Artikel 167 §4 der Verfassung, wie die Arbeitsgruppe für Ge-
mischte Verträge im schriftlichen Verfahren am 8. Oktober 2009 beschlossen und in der 
Sitzung vom 29. Oktober 2009 bestätigt hat. 

 
Die Vollmacht zur Unterzeichnung erteilte die Regierung der Deutschsprachigen Ge-

meinschaft in ihrer Sitzung vom22. Oktober 2009. Damit das Abkommen in Kraft treten 
kann, bedarf es der Zustimmung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft. 

 
 
KOMMENTAR ZU DEN ARTIKELN 
 
Einziger Artikel 
 
Der einzige Artikel bedarf keines besonderen Kommentars. 

 
 

Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
 
 

  Oliver Paasch 
Ministerpräsident

Digital unterschrieben von Oliver 
Paasch Ministerpräsident 
Datum: 2022.06.13 10:43:36 +02'00'
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VORENTWURF 
 
 

Dekretvorentwurf zur Zustimmung zu dem Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta 
der kommunalen Selbstverwaltung über das Recht auf Mitwirkung an den Angelegen-
heiten der kommunalen Gebietskörperschaften, geschehen zu Utrecht am 16. Novem-

ber 2009 
 
 

Einziger Artikel – Das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbst-
verwaltung über das Recht auf Mitwirkung an den Angelegenheiten der kommunalen Ge-
bietskörperschaften, geschehen zu Utrecht am 16. November 2009, ist uneingeschränkt 
wirksam. 

 
 
Eupen, den … 
 
 

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 
 
 

Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
 
 

  Oliver Paasch 
Ministerpräsident

Digital unterschrieben von Oliver 
Paasch Ministerpräsident 
Datum: 2022.06.13 10:43:56 +02'00'
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ANLAGE 
 
 

Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung über das 
Recht auf Mitwirkung an den Angelegenheiten der kommunalen Gebietskörperschaf-

ten, geschehen zu Utrecht am 16. November 2009 
 

(Übersetzung) 



 
 

 
 

 

2016-1561 6983 

Übersetzung1   
Zusatzprotokoll  
zur Europäischen Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung über das Recht auf Mitwirkung an den 
Angelegenheiten der kommunalen Gebietskörperschaften  
Abgeschlossen in Utrecht, am 16. November 2009 
Von der Bundesversammlung genehmigt am …2 
In Kraft getreten am … 

 

Präambel   
Die Mitgliedstaaten des Europarats, die dieses Zusatzprotokoll zur Europäischen 
Charta der kommunalen Selbstverwaltung (im Folgenden als «Charta» bezeichnet3) 
unterzeichnen, 

in der Erwägung, dass es das Ziel des Europarats ist, eine engere Verbindung zwi-
schen seinen Mitgliedern herzustellen, um die Ideale und die Grundsätze, die ihr 
gemeinsames Erbe bilden, zu wahren und zu fördern; 

in der Erwägung, dass das Recht auf Mitwirkung an den öffentlichen Angelegenhei-
ten einer der demokratischen Grundsätze ist, die allen Mitgliedstaaten des Europa-
rats gemeinsam sind; 

in der Erwägung, dass die Entwicklung in den Mitgliedstaaten die überragende 
Bedeutung dieses Grundsatzes für die kommunale Selbstverwaltung gezeigt hat; 

in der Erwägung, dass es sinnvoll wäre, die Charta um Bestimmungen zu bereichern, 
die das Recht auf Mitwirkung an den Angelegenheiten der kommunalen Gebiets-
körperschaften garantieren; 

unter Berücksichtigung des vom Ministerkomitee am 27. November 20084 ange-
nommenen Übereinkommens des Europarats über den Zugang zu amtlichen Doku-
menten; 

unter Berücksichtigung der Erklärung und des Aktionsplans, die auf dem Dritten 
Gipfel der Staats- und Regierungschefs des Europarats (Warschau, 16. und 17. Mai 
2005) angenommen wurden, 

  

  
1 Übersetzung des französischen Originaltextes. 
2 BBl 2016 6981 
3 SEV Nr. 122; SR 0.102 
4 SEV Nr. 205 
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sind wie folgt übereingekommen: 

Art. 1 Recht auf Mitwirkung an den Angelegenheiten einer kommunalen 
Gebietskörperschaft 

1.  Die Vertragsparteien garantieren jedem in ihrem Zuständigkeitsbereich das Recht 
auf Mitwirkung an den Angelegenheiten einer kommunalen Gebietskörperschaft. 

2.  Das Recht auf Mitwirkung an den Angelegenheiten einer kommunalen Gebiets-
körperschaft ist das Recht, Anstrengungen zu unternehmen, um die Ausübung der 
Zuständigkeiten einer kommunalen Gebietskörperschaft zu bestimmen oder zu 
beeinflussen. 

3.  Das Gesetz legt die Mittel zur Erleichterung der Ausübung dieses Rechts fest. Es 
kann für bestimmte Umstände oder Kategorien von Personen besondere Massnah-
men vorsehen, sofern dadurch nicht bestimmte Personen oder Gruppen ungerecht-
fertigt diskriminiert werden. Im Einklang mit den verfassungs- und völkerrecht-
lichen Verpflichtungen des betreffenden Vertragsstaates kann das Gesetz namentlich 
besondere Massnahmen vorsehen, die ausdrücklich auf Wahlberechtigte begrenzt 
sind. 

4.1  Jede Vertragspartei erkennt durch Gesetz das Recht ihrer Staatsangehörigen an, 
bei der Wahl der Mitglieder des Rates oder der Versammlung der kommunalen 
Gebietskörperschaft, in der sie ihren Aufenthalt haben, als Wähler oder als Kandida-
ten mitzuwirken. 

4.2  Das Gesetz anerkennt zudem das Recht sonstiger Personen auf eine derartige 
Mitwirkung in Fällen, in denen die Vertragspartei dies im Einklang mit ihrer eigenen 
verfassungsmässigen Ordnung beschliesst oder dies den völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen der Vertragspartei entspricht. 

5.1  Formalitäten, Voraussetzungen oder Einschränkungen bezüglich der Ausübung 
des Rechts auf Mitwirkung an den Angelegenheiten einer kommunalen Gebietskör-
perschaft müssen durch Gesetz vorgeschrieben und mit den völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen der Vertragspartei vereinbar sein. 

5.2  Das Gesetz schreibt diejenigen Formalitäten, Voraussetzungen und Einschrän-
kungen vor, die notwendig sind, um sicherzustellen, dass durch die Ausübung des 
Rechts auf Mitwirkung die ethische Integrität und die Transparenz bei der Ausübung 
von Zuständigkeiten der kommunalen Gebietskörperschaften nicht gefährdet wer-
den. 

5.3  Sonstige Formalitäten, Voraussetzungen oder Einschränkungen müssen für das 
Funktionieren eines wirklich demokratischen politischen Systems, für die Aufrecht-
erhaltung der öffentlichen Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft oder für 
die Einhaltung von Erfordernissen der völkerrechtlichen Verpflichtungen der Ver-
tragspartei notwendig sein. 
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Art. 2 Massnahmen zur Umsetzung des Mitwirkungsrechts 

1.  Die Vertragsparteien ergreifen alle notwendigen Massnahmen zur Verwirk-
lichung des Rechts auf Mitwirkung an den Angelegenheiten kommunaler Gebiets-
körperschaften. 

2.  Diese Massnahmen betreffend die Ausübung des Rechts auf Mitwirkung umfas-
sen Folgendes: 

i. kommunale Gebietskörperschaften ermächtigen, die Ausübung des in die-
sem Protokoll niedergelegten Rechts auf Mitwirkung zu ermöglichen, zu 
fördern und zu erleichtern; 

ii. sicherstellen, dass Folgendes festgelegt wird: 

a. Verfahren zur Beteiligung der Bevölkerung; hierzu können gehören: 
Anhörungsverfahren, kommunale Volksentscheide und Petitionen so-
wie in Fällen, in denen die kommunale Gebietskörperschaft sehr viele 
Einwohnerinnen und Einwohner hat oder ein grosses geografisches Ge-
biet abdeckt, Massnahmen zur bürgernahen Beteiligung der Bevölke-
rung, 

b. Verfahren, die in Übereinstimmung mit der verfassungsmässigen Ord-
nung und den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Vertragspartei ste-
hen, für den Zugang zu amtlichen Dokumenten, die sich im Besitz 
kommunaler Gebietskörperschaften befinden, 

c. Massnahmen, mit denen den Bedürfnissen von Kategorien von Perso-
nen entsprochen wird, die sich besonderen Hindernissen bei der Mit-
wirkung gegenübersehen, und 

d. Mechanismen und Verfahren für die Behandlung und Beantwortung 
von Beschwerden und Vorschlägen bezüglich der Arbeitsweise kom-
munaler Gebietskörperschaften und kommunaler öffentlicher Dienste; 

iii. die Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien zur För-
derung und Ausübung des in diesem Protokoll niedergelegten Rechts auf 
Mitwirkung anregen. 

3.  Die Verfahren, Massnahmen und Mechanismen können sich je nach Art der 
kommunalen Gebietskörperschaft unter Berücksichtigung ihrer Grösse und Kompe-
tenzen voneinander unterscheiden. 

4.  Bei den Planungs- und Entscheidungsprozessen in Bezug auf die zur Verwirk-
lichung des Rechts auf Mitwirkung an den Angelegenheiten einer kommunalen 
Gebietskörperschaft zu treffenden Massnahmen werden die kommunalen Gebiets-
körperschaften so weit wie möglich, rechtzeitig und in geeigneter Weise konsultiert. 

Art. 3 Gebietskörperschaften, auf die das Protokoll Anwendung findet 

Dieses Protokoll gilt für alle Arten von kommunalen Gebietskörperschaften, die im 
Hoheitsgebiet der Vertragspartei bestehen. Jedoch kann jeder Staat bei der Hinterle-
gung seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde die Arten von 
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kommunalen oder regionalen Gebietskörperschaften bezeichnen, auf die er den 
Anwendungsbereich des Protokolls beschränken oder die er von dessen Anwen-
dungsbereich ausschliessen will. Er kann ferner durch spätere Notifikation an den 
Generalsekretär des Europarats weitere Arten von kommunalen oder regionalen 
Gebietskörperschaften in den Anwendungsbereich des Protokolls einbeziehen. 

Art. 4 Räumlicher Geltungsbereich 

1.  Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung seiner Ratifi-
kations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde die Hoheitsgebiete bezeichnen, auf 
die dieses Protokoll Anwendung findet. 

2.  Jede Vertragspartei kann danach jederzeit durch eine an den Generalsekretär des 
Europarats gerichtete Erklärung die Anwendung dieses Protokolls auf weitere in der 
Erklärung bezeichnete Hoheitsgebiete ausdehnen. Das Protokoll tritt für diese Ho-
heitsgebiete am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitabschnitt von drei 
Monaten nach Eingang der Erklärung beim Generalsekretär folgt.  

3.  Jede nach Absatz 1 oder 2 abgegebene Erklärung kann in Bezug auf jedes darin 
bezeichnete Hoheitsgebiet durch eine an den Generalsekretär des Europarats gerich-
tete Notifikation zurückgenommen werden. Die Rücknahme wird am ersten Tag des 
Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach Eingang der 
Notifikation beim Generalsekretär folgt. 

Art. 5 Unterzeichnung und Inkrafttreten 

1.  Dieses Protokoll liegt für die Mitgliedstaaten des Europarats, die Unterzeichner 
der Charta sind, zur Unterzeichnung auf. Es bedarf der Ratifikation, Annahme oder 
Genehmigung. Ein Mitgliedstaat des Europarats kann dieses Protokoll erst ratifizie-
ren, annehmen oder genehmigen, wenn er vorher oder gleichzeitig die Charta ratifi-
ziert, angenommen oder genehmigt hat. Die Ratifikations-, Annahme- oder Geneh-
migungsurkunden werden beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt. 

2.  Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf einen Zeitab-
schnitt von drei Monaten nach dem Tag folgt, an dem acht Mitgliedstaaten des 
Europarats nach Absatz 1 ihre Zustimmung ausgedrückt haben, durch das Protokoll 
gebunden zu sein. 

3.  Für jeden anderen Mitgliedstaat, der später seine Zustimmung ausdrückt, durch 
das Protokoll gebunden zu sein, tritt es am ersten Tag des Monats in Kraft, der 
auf einen Zeitabschnitt von drei Monaten nach Hinterlegung der Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunde folgt. 

Art. 6 Kündigung 

1.  Jede Vertragspartei kann dieses Protokoll jederzeit durch eine an den Generalsek-
retär des Europarats gerichtete Notifikation kündigen.  
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2.  Die Kündigung wird am ersten Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeit-
abschnitt von sechs Monaten nach Eingang der Notifikation beim Generalsekretär 
folgt. 

Art. 7 Notifikation 

Der Generalsekretär des Europarats notifiziert den Mitgliedstaaten des Europarats: 

a. jede Unterzeichnung; 

b. jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungs-
urkunde; 

c. jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls nach Artikel 5; 

d. jede nach Artikel 3 eingegangene Notifikation; 

e. jede andere Handlung, Notifikation oder Mitteilung im Zusammenhang mit 
diesem Protokoll. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichnenden dieses 
Protokoll unterschrieben. 

Geschehen zu Utrecht, am 16. November 2009 in französischer und englischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermassen verbindlich ist, in einer Urschrift, die 
im Archiv des Europarats hinterlegt wird. Der Generalsekretär des Europarats über-
mittelt allen Mitgliedstaaten des Europarats beglaubigte Abschriften.  
Erklärungen 

Schweiz5 

Gemäss Artikel 3 des Zusatzprotokolls zur Europäischen Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung über das Recht auf Mitwirkung an den Angelegenheiten der kom-
munalen Gebietskörperschaften erklärt die Schweiz, dass dieses Protokoll in der 
Schweiz für die Einwohnergemeinden («communes politiques»/ «comuni politici») 
gilt. 

  

5 Art. 1 Abs. 3 des BB vom ... (BBl 2016 6981). 
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REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP 
 
 
 

DE REGERING VAN DE DUITSTALIGE GEMEENSCHAP, 
 
Op de voordracht van de Minister-President, bevoegd voor Internationale Betrekkingen; 
 
Na beraadslaging, 
 
Besluit: 
 
 
De Minister-President, bevoegd voor Internationale Betrekkingen, is ermee belast bij het Parlement 

van de Duitstalige Gemeenschap het ontwerp van decreet in te dienen waarvan de tekst hierna volgt: 
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VOORONTWERP VAN DECREET HOUDENDE INSTEMMING MET HET AANVULLEND PROTOCOL BIJ 
HET EUROPEES HANDVEST INZAKE LOKALE AUTONOMIE BETREFFENDE HET RECHT OP 

PARTICIPATIE IN DE AANGELEGENHEDEN VAN LOKALE AUTORITEITEN, OPGEMAAKT IN UTRECHT 
OP 16 NOVEMBER 2009 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
INHOUD 

 
Bij dit decreet wordt ingestemd met een internationale overeenkomst. 
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MEMORIE VAN TOELICHTING 
 
 

ALGEMENE TOELICHTING 
 
Het aanvullend protocol bij het Europees handvest inzake lokale autonomie betreffende het recht 

op participatie in de aangelegenheden van lokale autoriteiten, opgemaakt in Utrecht op 16 november 
2009, is een gemengd verdrag in de zin van artikel 167, § 4, van de Grondwet, zoals de werkgroep 
Gemengde Verdragen op 8 oktober 2009 via een schriftelijke procedure heeft besloten en op de 
vergadering van 29 oktober 2009 heeft bevestigd. 

 
De Regering van de Duitstalige Gemeenschap heeft op haar zitting van 22 oktober 2009 volmacht 

gegeven om te ondertekenen. Opdat de overeenkomst in werking kan treden, moet het Parlement van 
de Duitstalige Gemeenschap zijn instemming ermee betuigen. 

 
 
BESPREKING VAN DE ARTIKELEN 
 
Enig artikel 
 
Het enige artikel behoeft geen bijzondere toelichting. 

 
 

De Minister-President, 
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 
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VOORONTWERP 
 
 

Voorontwerp van decreet houdende instemming met het aanvullend protocol bij het Europees 
handvest inzake lokale autonomie betreffende het recht op participatie in de aangelegenheden van 

lokale autoriteiten, opgemaakt in Utrecht op 16 november 2009 
 
 

Enig artikel – Het aanvullend protocol bij het Europees handvest inzake lokale autonomie 
betreffende het recht op participatie in de aangelegenheden van lokale autoriteiten, opgemaakt in 
Utrecht op 16 november 2009 zal volkomen gevolg hebben. 

 
 
Eupen, 
 
 

Voor de Regering van de Duitstalige Gemeenschap, 
 
 

De Minister-President, 
Minister van Lokale Besturen en Financiën 

O. PAASCH 
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BIJLAGE 
 
 

Aanvullend protocol bij het Europees handvest inzake lokale autonomie betreffende het recht op 
participatie in de aangelegenheden van lokale autoriteiten, opgemaakt in Utrecht op 16 november 

2009 
 

(Vertaling) 



ADDITIONAL PROTOCOL 

TO THE EUROPEAN CHARTER 

DF LOCAL SELF-GOVERNMENT 

ON THE RIGHT TO PARTICIPATE 

IN THE AFFAIRS OF A LOCAL AUTHORITY 

PROTOCOLE ADDITIONNEL 

À LA CHARTE EUROPÉENNE 
DE Lr AUTONOMIE LOCALE 

SUR LE DROIT DE PARTICIPER 
AUX AFFAIRES 

DES COLlECTIVITÉS LOCALES 



2 

Preamble 

The member States ol the Council ol Europe, signatories to this Additional Protocol to the European 
Charter ol Local Sell-Government (hereinafter relerred to as "the Charter", ETS No.122), 

Considering that the aim of the Council ol Europe is to achieve greater unity between its mem­
bers lor the purpose ol saleguarding and realising the ideals and principles which are their 
common heritage; 

Considering that the right to participate in the conduct of public affairs is one ol the democra­
tie principles that are shared by all member States of the Council ol Europe; 

Considering that the evolution in member States has shown the pre-eminent importanee ol 
this principle lor local sell-government; 

Considering that it would be appropriate to supplement the Charter with provisions gua­
ranteeing the right to participate in the affairs of alocal authority; 

Bearing in mind the Council of Europe Convention on Access to Official Documents, adopted 
by the Committee of Ministers on 27 November 2008; 

Bearing in mind also the Declaration and the Action Plan adopted at the 3rd Summit of Heads 
ol State and Government ofthe Council of Europe (Warsaw, 16 to 17 May 2005), 

Have agreed as lollows: 

Article 1 - Right to participate in the affairs of alocal authority 

The States Parties shall secure to everyone within their jurisdiction the right to participate in the 
affairs of alocal authority. 

2 The right to participate in the affairs of alocal authority denotes the right to seek to determine 
or to inlluence the exercise of alocal authority's powers and responsibilities. 

3 The law shall provide means ol facilitating the exercise of th is right. Without unfairly discrimi­
nating against any person or group, the law may provide particular measures for different 
circumstances or categories of persons. In accordance with the constitutional and/or interna­
tional obligations of the party, the law may, in particular, provide for measures specifically 
limited to voters. 

4.1 Each Party shall recognise by law the right of nationals of the Party to participate, as voters or 
candidates, in the election of members of the council or assembly of the local authority in 
which they reside. 

4.2 The law shall also recognise the right of other persons to sa participate where the Party, in 
accordance with its own constitutional order, sa decides or where this accords with the Party's 
international legal obligations. 

I 
I 



Préambule 

Les Etats membres du Conseil de l'Europe, signataires du présent Protocole additionnel à la 
Charte européenne de I'autonomie locale (ci-après dénommée ,da Charte», STE n" 122), 

Considérant que Ie but du Conseil de I' Europe est de réaliser une union plus étroite entre ses 
mem bres afin de sauvegarder et de promouvoir les idéaux et les principes qui sont leur patri­
moÎne commun; 

Considérant que Ie droit de participer à la gestion des affaires publiques fait partie des principes 
démocratiques communs à tous les Etats membres du Conseil de l'Europe; 

Considérant que I'évolution dans les Etats membres a montré I'importance primordiale de ce 
principe pour I'autonomie locale; 

Considérant qu'il serait opportun que la Charte soit enrichie de dispositions qui garantissent Ie 
droit de participer aux affaires des collectivités locales; 

Ayant à I'esprit la Convention du Conseil de l'Europe sur I'accès aux documents publics, adop­
tée par Ie Comité des Ministres Ie 27 novembre 2008; 

Ayant à I'esprit également la Déclaration et Ie Plan d'action adoptés lors du 3e Sommet des 
chefs d'Etat et de gouvernement du Conseil de l'Europe (Varsovie, 16 et 17 mai 2005), 

Sont con venus de ce qui suit: 

Artlcle 1 - Drolt de participer aux affaires d'une collectlvité locale 

Les Etats Parties assurent à toute personne relevant de leur juridiction Ie droit de participer aux 
affaires des collectivités locales. 

2 Le droit de participer aux affaires d'une collectivité locale désigne Ie droit de s'efforcer de 
déterminer ou d'influencer I'exercice des compétences de la collectivité locale. 

3 La loi prévoit des mesures qui facilitent I'exercice de ce droit. Sans opérer de discrimination 
injustifiée à I'égard de quelque personne ou groupe que ce soit, la loi peut prévoir des mesures 
spécifiques adaptées à certaines situations ou catégories de personnes. En accord avec les 
obligations constitutionnelles ou internationales de la Partie, la loi peut, notamment, prévoir 
des mesures spécifiques réservées aux seuls électeurs. 

4.1 Chaque Partie reconnaÎt par la loi à ses citoyens Ie droit de participer, en qualité d'électeur ou 
de candidat, à I' éledion des mem bres du conseil ou de I' assemblée de la collectivité locale dans 
laquelle ils résident. 

4.2 La loi reconnaÎt également ce droit à d'autres personnes pour autant que la Partie en décide 
ainsi conformément à ses dispositions constitutionnelles ou à ses obligations juridiques 
internationales. 

2 
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5.1 Any formalities, conditions or restrictions to the exercise of the right to participate in the affairs 
of alocal authority shall be prescribed by law and be compatible with the Party's international 
legal obligations. 

5.2 The law shall impose such formalities, conditions and restrictions as are necessary to ensure 
that the ethical integrity and transparency of the exercise of local authorities' powers and res­
ponsibilities are not jeopardised by the exercise of the right to participate. 

5.3 Any other formalities, conditions or restrictions must be necessary for the operation of an 
effective political democracy, for the maintenance of public safety in a democratic society or 
for the Party to comply with the requirements of its internationallegal obligations. 

Article 2 - Implementing measures for the right to participate 

The Parties shall take all such measures as are necessary to give effect to the right to participate 
in the affairs of alocal authority. 

2 These measures for the exercise of the right to participate shall include: 

empowering local authorities to enable, promote and facilitate the exercise of the right to 
participate set out in this Protocol; 

ii securing the establishment of: 

a procedures for involving people which may include consultative processes, local refe­
rendums and petitions and, where the local authority has many inhabitants and/or 
covers a large geographical area, measures to involve people at a level close to them; 

b procedures for access, in accordance with the Party's constitutional order and interna­
tional legal obligations, to official documents held by local authorities; 

c measures for meeting the needs of categories of persons who face particular obstacles 
in participating; and 

d mechanisms and procedures for dealing with and responding to complaints and sug­
gestions regarding the functioning of local authorities and local public services; 

iii encouraging the use of information and communication technologies for the promotion 
and exercise of the right to participate set out in this Protocol. 

3 The procedures, measures and mechanisms may be different for different categories of local 
authorities, having regard to their size and competences. 

4 In the planning and decision-making processes concerning measures to be undertaken to give 
effect to the right to participate in the affairs of alocal authority, local authorities shall be 
consulted insofar as possible, in due time and in an appropriate way. 

Article 3 - Authorities to which the Protocol applies 

This Protocol applies to all the categories of local authorities existing within the territory of the 
Party. However, each State may, when depositing its instrument of ratification, acceptance or 
approval, specify the categories of local or regional authorities to which it intends to confine 
the scope of the Protocol or which it intends to exclude from its scope. It mayalso include 



5.1 Toute formalité, condition ou restrietion à I'exercice du droit de participer aux affaires d'une 
collectivité locale doit être prévue par la loi et être compatible avec les obligations juridiques 
internationales de la Partie. 

5.2 La loi fixe les formalités, conditions et restrictions nécessaires pour garantir que I'intégrité 
éthique et la transparence de I'exercice des compétences de la collectivité locale ne sont pas 
compromises par I'exercice du droit de partidper. 

5.3 Toute autre formalité, condition ou restriction doit être nécessaire au fonctionnement d'un 
régime politique véritablement démocratique, au maintien de la sécurité publique dans une 
société démocratique ou au respect par la Partie des exigences de ses obligations juridiques 
internationales. 

Artlcle 2 - Mesures de mise en ceuvre du drolt de partieiper 

Les Parties prennent toutes les mesures nécessaires afin de permettre I'exercice effectif du droit 
de participer aux affaires d'une collectivité locale. 

2 Ces mesures concernant I'exercice du droit de participer doivent prévoir: 

I'habilitation des collectivités loeales à permettre, promouvoir et faciliter I'exercice du droit 
de participer établi dans Ie présent Protocoie; 

ii I' établissement effectif: 

a de procédures de participation de la population qui peuvent indure des procédures de 
consultation, des référendums locaux et des pétitions, et, lorsque la collectivité locale 
est fortement peuplée ou géographiquement très étendue, des mesures pour faire 
participer la population à un niveau proche d'elle; 

b de procédures concernant I'accès, en conformité avec I'ordre constitutionnel et les 
obligations juridiques internationales de la Partie, aux documents publics détenus par 
les collectivités locales; 

c de mesures de prise en compte des besoins des catégories de personnes qui sont 
confrontées à des obstacles particuliers à participer; et 

d de mécanismes et de procédures en vue du traitement et de la réponse aux rédama­
tions et suggestions concernant Ie fonctionnement des collectivités locales et des ser­
vices publics locaux; 

iii l'encouragement de I'utilisation des techno logies de I'information et de la communication 
pour la promotion et I'exercice du droit de participer énoncé dans ce Protocole. 

3 Ces procédures, mesures et mécanismes peuvent énoncer différentes dispositions pour diffé­
rentes catégories de collectivités locales, au regard de leur taille et de leurs compétences. 

4 Au cours du processus de planification et de prise de décision concernant les mesures à adopter 
afin de permettre I'exercice effectif du droit de participer aux affaires d'une collectivité locale, 
les collectivités locales doivent être consultées autant qu'iI est possible, en temps utile et de 
façon appropriée. 

Article 3 - Colleetivités auxquelles s'applique Ie Protocole 

Le présent Protocole s' applique à toutes les catégories de collectivités locales existant sur Ie 
territoire de la Partie. Toutefois, chaque Etat peut, au moment du dépöt de son instrument de 
ratification, d'acceptation ou d'approbation, désigner les catégories de collectivités locales ou 
régionales auxquelles il entend limiter Ie champ d'application ou qu'il entend exclure du champ 
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further categories of local or regional authorities within the scope of the Protocol by subse­
quent notification to the Secretary General of the Council of Europe. 

Article 4 - Territorial application 

Any State may at the time of signature or when depositing its instrument of ratification, accep­
tance or approval, specify the territory or territories to which this Protocol shall apply. 

2 Any Party may, at any later date, by a declaration addressed to the Secretary General of the 
Council of Europe, extend the application of th is Protocol to any other territory specified in the 
declaration. In respect of such territory the Protocol shall enter into force on the first day of the 
month following the expiration of a period of three months after the date of receipt of such 
declaration by the Secretary Genera!. 

3 Any declaration made under the two preceding paragraphs may, in respect of any territory 
specified in such declaration, be withdrawn by a notification addressed to the Secretary General 
of the Council of Europe. The withdrawal shall become effective on the first day of the month 
following the expiration of a period of six months after the date of receipt of su eh notification 
by the Secretary Genera!. 

Article 5 - Signature and entry into force 

This Protocol shall be open for signature by the member States of the Council of Europe 
signatories to the Charter. It is subject to ratification, acceptance or approval. A member 
State of the Council of Europe may not ratify, accept or approve this Protocol unless it has, 
simultaneously or previously, ratified, accepted or approved the Charter. Instruments of 
ratification, acceptance or approval shall be deposited with the Secretary General of the 
Council of Europe. 

2 This Protocol shall enter into force on the first day of the month following the expiration of a 
period of three months after the date on which eight member States of the Council of Europe 
have expressed their consent to be bound by the Protocol in accordance with the provisions of 
paragraph 1 . 

3 In respect of any member State which subsequently expresses its consent to be bound by it, 
the Protocol shall enter into force on the first day of the month following the expiration of a 
period of three months after the date of the deposit of the instrument of ratification, accep­
tance or approva!. 

Article 6 - Denunciation 

Any Party may at any time denounce th is Protocol by means of a notification addressed to the 
Secretary General of the Council of Europe. 

2 Such denunciation shall become effective on the first day of the month following the expira­
tion of a peri ad of six months after the date of receipt of the notification by the Secretary 
Genera!. 



d'application du présent Protocole. 11 peut également inclure d'autres catégories de colleclivi­
tés locales ou régionales dans Ie champ d'application du Protocole par voie de notification 
ultérieure au Secrétaire Général du Conseil de l'Europe. 

Article 4 - Application territoriale 

Tout Etat peut, au moment de la signature ou au moment du dépöt de I'instrument de ratifi­
cation, d'acceptation ou d'approbation, désigner Ie ou les territoires auxquels Ie présent 
Protocole s'applique. 

2 Toute Partie peut, à tout moment par la suite, étendre I'application du présent Protocole, par 
une déclaration adressée au Secrétaire Général du Conseil de l'Europe, à tout autre territoire 
désigné dans la déclaration. le Protocole entrera en vigueur à I'égard de ce territoire Ie premier 
jour du mois qui suit I'expiration d'une période de trois mois après la date de réception de 
ladite déclaration par Ie Secrétaire Général. 

3 Toute déclaration faite en vertu des deux paragraphes précédents pourra être retirée, en ce qui 
concerne tout territoire désigné dans cette déclaration, par notification adressée au Secrétaire 
Général du Conseil de l'Europe. le retrait prendra effet Ie premier jour du mois qui suit I'expi' 
ration d'une période de six mois après la date de réception de ladite notification par Ie Secrétaire 
Général. 

Article 5 - Signature et entrée en vigueur 

Le présent Protocole est ouvert à la signature des Etats membres du Conseil de l'Europe, signa­
taires de la Charte. 11 sera soumis à ratification, acceptation ou approbation. Un Etat membre 
du Conseil de I'Europe ne pourra ratifier, accepter ou approuver Ie présent Protocole sans avoir 
simultanément ou antérieurement ratifié, accepté ou approuvé la Charte. les instruments de 
ratification, d'acceptation ou d'approbation seront déposés près Ie Secrétaire Général du 
Conseil de l'Europe. 

2 Le présent Protocole entrera en vigueur Ie premier jour du mois qui suit I'expiration d'une 
période de trois mois après la date à laquelle huit Etats membres du Conseil de l'Europe auront 
exprimé leur consentement à être liés par Ie Protocole, conformément aux dispositions du 
paragraphe 1 . 

3 Pour tout Etat membre qui exprimera ultérieurement son consentement à être lié par Ie 
Protocole, celui-ci entrera en vigueur Ie premier jour du mois qui suit I'expiration d'une période 
de trois mois après la date du dépöt de I'instrument de ratification, d'acceptation ou 
d'approbation. 

Article 6 - Dénonciation 

Toute Partie peut, à tout moment, dénoncer Ie présent Protocole en adressant une notification 
au Secrétaire Général du Conseil de l'Europe. 

2 Cette dénonciation prendra effet Ie premier jour du mois qui suit I'expiration d'une période de 
six mois après la date de réception de la notification par Ie Secrétaire Général. 
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Article 7 - Notifications 

The Secretary General of the Council of Europe shall notify the member States of the Council 
of Europe of: 

a any signature; 

b the deposit of any instrument of ratification, acceptance or approval; 

c any date of entry into force of th is Protocol in accordance with Article 5; 

dany notification received in application of the provisions of Article 3; 

e any other act, notification or communication relating to th is Protocol. 



Article 7 - Notifications 

Le Secrétaire Général du Conseil de l'Europe notifiera aux Etats membres du Conseil de 
l'Europe: 

a toute signature; 

b Ie dép6t de tout instrument de ratification, d'acceptation ou d'approbation; 

c toute date d'entrée en vigueur du présent protocole conformément à son article 5; 

d toute notification reçue en application des dispositions de I'article 3; 

e tout autre acte, notification ou communication ayant trait au présent Protocole. 

5 



In witness whereof the undersigned, being duly authorised thereto, have signed this 
Protocol. 

Done at Utrecht, this 16th day of November 2009, in English and French, both texts being 
equally authentic, in a single copy which shall be deposited in the archives of the Council of 
Europe. The Secretary General of the Council of Europe shall transmit certified copies to each 
member State of the Council of Europe. 



En foi de quoi les soussignés, düment autorisés à cet effet, ont signé Ie présent Protocole. 

Fait à Utrecht, Ie 16 novembre 2009, en français et en anglais, les deux textes faisant 
également foi, en un seul exemplaire qui sera déposé dans les archives du Conseil de 
[,Europe. Le Secrétaire Général du Conseil de [,Europe en communiquera copie certifiée 
conforme à chacun des Etats membres du Conseil de [,Europe. 
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